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doch sollte man sich auf zwei be­
schränken.
In den IGs sollte der Praktikant vor 
allen Dingen zur Arbeit mit den 
Konfliktkommissionen herangezogen 
werden. Auf keinen Fall darf er je­
doch der einzige Mitarbeiter der IG 
sein, der sich mit dieser Aufgabe be­
schäftigt. Es muß gewährleistet sein, 
daß seine Arbeit sofort von den 
anderen Kollegen in der IG auf­
gegriffen und ausgewertet wird. 
Auch auf dem Gebiet der Prämien­
verteilung in den volkseigenen Be­
trieben und der Arbeit des Büros für 
Neuererwesen kann der Praktikant 
eine Aufgabe lösen, die sowohl wich­
tig für seine spätere staatsanwalt- 
schaftliche Tätigkeit als auch nütz­
lich für die weitere Arbeit der IG 
sein wird. Seinen Kenntnissen der 
gesetzlichen Bestimmungen auf die­
sem Gebiet entsprechend sollte der 
Praktikant hier mit einem größeren 
Maß an Selbständigkeit und eigener 
Verantwortung arbeiten, als das auf 
anderen Gebieten möglich ist. Jedoch 
muß bei allen selbständigen Auf­
gaben unbedingt gewährleistet sein, 
daß die Arbeitsweise und die Ergeb­
nisse der Tätigkeit des Praktikanten 
ständig von verantwortlichen Funk­
tionären beobachtet und eingeschätzt 
werden. Nur so kann der Praktikant 
wirkliche Erfahrungen in der poli­
tischen und fachlichen Argumen­
tation und das Rüstzeug für seine 
spätere verantwortliche Tätigkeit ver­
mittelt bekommen.

GERDA BÖLIKE, HERBERT SCHOLZ 
und WERNER DOPIERALSKI,  
Praktikanten beim Staatsanwalt des  
Bezirks Dresden
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Strafrecht
§ 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG; § 847 BGB.
1. Betätigt sich ein Bürger — unabhängig davon, ob er 
dazu beauftragt ist oder nicht — im Interesse der öffent­
lichen Ordnung und Sicherheit, so ist dies gesellschaft­
liche Tätigkeit im Sinne der §§ 19, 20 StEG.
2. Die Geltendmachung eines Anspruchs auf Schmerzens­
geld gern. § 847 BGB steht den sozialistischen Rechts­
anschauungen nicht entgegen.
OG, Urt. vom 27. September 1961 — lb Zst 3/61.
Das Kreisgericht S. hat die Angeklagten M. und Z. 
wegen gefährlicher Körperverletzung (§ 223 a StGB) 
unter Zubilligung des § 51 Abs. 2 StGB bedingt ver­
urteilt. Die Bewährungszeit hat es auf je ein Jahr und 
sechs Monate festgesetzt. Ferner hat es die Angeklagten 
verurteilt, als Gesamtschuldner 20 DM Schadensersatz 
an den Geschädigten zu zahlen.
Dem Urteil liegt im wesentlichen folgender Sachverhalt 
zugrunde:
Der 18 Jahre alte Angeklagte M. erlernte den Beruf 
eines Bergmanns. Infolge Krankheit gab er die Tätig­
keit im Bergbau auf und arbeitete seit März 1960 als 
Betonarbeiter in einer PGH, deren Mitglied er später 
wurde. Vor seinem Eintritt in die Genossenschaft war 
er Mitglied des FDGB. Im November 1960 trat er 
der FDJ bei. Außerdem gehört er der freiwilligen 
Feuerwehr an.

Der im gleichen Alter stehende Angeklagte Z. arbeitete 
ebenfalls im Bergbau und legte die Prüfung als Hauer 
ab. Zuletzt war er als Bohrer in einer sozialistischen 
Brigade im VEB T. in W. tätig. Er gehört der FDJ, dem 
FDGB, der GST und der DSF an, ohne jedoch in diesen 
Organisationen aktive Arbeit zu leisten.
Am 25. Dezember 1960 suchten die Angeklagten, nach­
dem sie in anderen Gaststätten alkoholische Getränke 
genossen hatten, den Rathaussaal in L. auf, wo eine 
Tanzveranstaltung stattfand. Sie beteiligten sich nicht 
am Tanz, sondern hielten sich am Schanktisch auf. In 
ihrer Nähe stand der Zeuge S., der beiden als freiwilli­
ger Helfer der Volkspolizei bekannt war und von dem 
sie wußten, daß sein Vater der Volkspolizei angehört.
Nachdem der Angeklagte Z. zum Angeklagten M. die 
Bemerkung gemacht hatte, der Zeuge S. würde sie be­
obachten, begaben sich beide zu dem Zeugen und 
forderten ihn auf, sie „nicht zu bespitzeln“. Er sollte 
machen, daß er wegkomme. Der Zeuge antwortete dar­
aufhin, er könne sich hinstellen, wohin er wolle.
Die Angeklagten wendeten sich vom Zeugen wieder ab 
und besprachen,'wie sie ihm „eins auswischen“ könnten. 
Sie legten fest, daß der Angeklagte M. den Zeugen auf­
fordern sollte — beide hatten den gleichen Heimweg —, 
mit ihrri nach Hause zu gehen. Der Angeklagte Z. sollte 
in angemessenem Abstand folgen und auf ein Pfeif­
signal des M. herbeieilen.
Nachdem sich die Angeklagten zum Schein voneinander 
verabschiedet hatten, begab sich der Angeklagte M. mit

Zu Beginn seines Einsatzes sollte 
der Praktikant etwa zwei Wochen 
beim Kreisvorstand des FDGB blei­
ben. Diese Zeit soll ihm zur Orien­
tierung dienen. Das Durcharbeiten 
von Bürobeschlüssen und das Stu­
dium der politischen und wirtschaft­
lichen Situation in Industrie und 
Landwirtschaft sowie des organisa­
torischen Aufbaus und der Arbeits­
weise des FDGB sollten hier im 
Vordergrund stehen. Dazu ist erfor­
derlich, daß der Praktikant sowohl 
an Bürositzungen als auch an ande­
ren wichtigen Beratungen teilnimmt, 
daß er Mitarbeiter des Kreisvorstan­
des auf operativen Einsätzen beglei­
tet und unterstützt. Auf diese Weise 
sieht er, wie der FDGB unseren 
sozialistischen Aufbau mit seinen 
spezifischen Mitteln voranbringt.

Auf keinen Fall dürfen Arbeits­
ergebnisse von Praktikanten, die oft­
mals wertvolle Hinweise für die 
Verbesserung der Arbeit der Ge­
werkschaft enthalten, unausgewertet 
im Tischkasten eines Sekretärs ver­
schwinden. Solche Vorkommnisse 
können nicht nur die Arbeitsmoral 
des Praktikanten negativ beeinflus­
sen, sie lassen auch den Aufwand 
wertvoller, qualifizierter Arbeit un­
genutzt.

In diesem ersten Teil der Ausbil­
dung beim FDGB sollte sich der 
Praktikant auch über Aufgaben und 
Arbeitsweise der Sozialversicherung 
informieren.

Da das Gebiet der Leistungsgewäh­
rung sehr kompliziert ist und von 
dem Sachbearbeiter ein sehr spezi­

fisches Wissen erfordert, sollte hier 
die Information des Praktikanten im 
Mittelpunkt stehen. Für alle Betei­
ligten wertvoll kann die Zusammen­
arbeit des Praktikanten mit der 
Kreisbeschwerdekommission zur Vor­
bereitung und Durchführung einer 
Sitzung sein. Auch die Mitarbeit von 
Praktikanten bei der Anleitung der 
Räte der Sozialversicherung in den 
Betrieben hat gute Ergebnisse ge­
zeigt.

Eine Tätigkeit in der Arbeitsschutz­
inspektion ist für die Ausbildung 
von großer Bedeutung. Ähnlich wie 
bei der Sozialversicherung wird auch 
hier eine Fülle von Einzelfragen ge­
löst. Der Praktikant sollte sich einen 
Überblick über das Aufgabengebiet 
verschaffen, an Inspektionen teil­
nehmen und die Art und Weise der 
Bearbeitung von Vorgängen studie­
ren. Dabei wird er erkennen, wie 
wichtig gerade auf diesem Gebiet 
die enge Zusammenarbeit mit der 
Staatsanwaltschaft ist, und er erhält 
gleichzeitig Hinweise, welche Maß­
nahmen bei der Ermittlung schuld­
haft verursachter schwerer Unfälle 
getroffen werden müssen.

Der Schwerpunkt der Ausbildung 
beim FDGB muß auf dem Einsatz in 
einer Industriegewerkschaft liegen. 
Dabei kommt es darauf an, eine 
solche IG zu wählen, die Schwer­
punktbetriebe des Kreises vereinigt 
und darüber hinaus auch von ihrer 
personellen Besetzung her eine gute 
Ausbildung garantiert. Unter Um­
ständen wird die Ausbildung in ver­
schiedenen IGs notwendig sein, je-
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